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A l l g e m e i n e r  T e i l  

A b s c h n i t t  1  

E r l a u b n i s  z u m  F ü h r e n  d e r  B e r u f s b e z e i c h n u n g  

§ 1 

Führen der Berufsbezeichnung 

Wer die Berufsbezeichnung „Pflegefachfrau“ oder „Pflegefachmann“ führen will, bedarf 
der Erlaubnis. Personen mit einer Ausbildung nach Teil 3 führen die Bezeichnung „Pflegefach-
frau“ oder „Pflegefachmann“ mit dem akademischen Grad.  

§ 2 

Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis 

Die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung, ist auf Antrag zu erteilen, wenn die 
antragstellende Person 

1. die durch dieses Gesetz vorgeschriebene berufliche oder hochschulische Ausbildung 
abgeleistet und die staatliche Abschlussprüfung bestanden hat,  

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit 
zur Ausübung des Berufs ergibt, 

3. nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Berufs ungeeignet ist und 

4. über die für die Ausübung des Berufs erforderlichen Kenntnisse der deutschen Spra-
che verfügt. 
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§ 3 

Rücknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei Erteilung der Erlaubnis eine der Vo-
raussetzungen nach § 2 Nummer 1 bis 2 nicht vorgelegen hat oder die Ausbildung nach 
§§ 37 bis 39 nicht abgeschlossen war. Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, 
wenn bei Erteilung der Erlaubnis die Voraussetzung nach Nummer 3 oder 4 nicht vorge-
legen hat. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich die Voraussetzung nach § 2 
Nummer 2 weggefallen ist. Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn nachträglich die 
Voraussetzung nach § 2 Nummer 3 weggefallen ist. 

(3) Das Ruhen der Erlaubnis kann angeordnet werden, wenn gegen die betreffende 
Person wegen des Verdachts einer Straftat, aus der sich die Unzuverlässigkeit zur Aus-
übung des Pflegeberufs ergeben kann, ein Strafverfahren eingeleitet ist Während des 
Ruhens der Erlaubnis darf der Pflegeberuf nicht ausgeübt werden. Die Anordnung ist auf-
zuheben, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

A b s c h n i t t  2  

V o r b e h a l t e n e  T ä t i g k e i t e n  

§ 4 

Vorbehaltene Tätigkeiten 

(1) Pflegerische Aufgaben nach Absatz 2 dürfen nur von Personen mit einer Erlaub-
nis nach § 1 oder unter deren angemessener Beteiligung erbracht werden. 

(2) Die pflegerischen Aufgaben im Sinne des Absatz 1 umfassen  

1. die Erhebung und Feststellung Pflegebedarfs nach § 5 Absatz 3 Nummer 1 Buchsta-
be a),  

2. die Organisation, Gestaltung und Steuerung des Pflegeprozesses nach § 5 Absatz 3 
Nummer 1 Buchstabe b) sowie 

3. die Analyse, Evaluation, Sicherung, und Entwicklung der Qualität der Pflege nach § 5 
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe d).  
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T e i l  2  

B e r u f l i c h e  A u s b i l d u n g  i n  d e r  P f l e g e  

A b s c h n i t t  1  

A u s b i l d u n g  

§ 5 

Ausbildungsziel 

(1) Die Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann vermittelt die für die 
selbständige umfassende und prozessorientierte Pflege von Menschen aller Altersstufen 
in akut und dauerhaft stationären sowie ambulanten Pflegesituationen erforderlichen fach-
lichen und personalen Kompetenzen einschließlich der zugrunde liegenden methodi-
schen, sozialen und kommunikativen Kompetenzen und der zugrunde liegenden Lern-
kompetenzen sowie der Fähigkeit zum Wissenstransfer. Lebenslanges Lernen wird dabei 
als ein Prozess der eigenen beruflichen Biographie verstanden und die fortlaufende per-
sönliche und fachliche Weiterentwicklung als notwendig anerkannt. 

(2) Pflege im Sinne des Absatzes 1 umfasst präventive, kurative, rehabilitative, palli-
ative und sozialpflegerische Maßnahmen zur Erhaltung, Förderung, Wiedererlangung 
oder Verbesserung der physischen und psychischen Situation der zu pflegenden Men-
schen, ihre Beratung sowie ihre Begleitung in allen Lebensphasen und die Begleitung 
Sterbender. Sie erfolgt entsprechend dem allgemein anerkannten Stand pflegewissen-
schaftlicher, medizinischer und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse auf 
Grundlage einer professionellen Ethik. Sie berücksichtigt die konkrete Lebenssituation, 
den sozialen, kulturellen und religiösen Hintergrund, die sexuelle Orientierung sowie die 
Lebensphase der zu Pflegenden. Sie unterstützt die Selbständigkeit der zu Pflegenden 
und achtet deren Recht auf Selbstbestimmung. 

(3) Die Ausbildung soll insbesondere dazu befähigen 

1. die folgenden Aufgaben selbstständig auszuführen: 

a) Erhebung und Feststellung des individuellen Pflegebedarfs und Planung der 
Pflege, 

b) Organisation, Gestaltung und Steuerung des Pflegeprozesses, 

c) Durchführung der Pflege und Dokumentation der angewendeten Maßnahmen, 

d) Analyse, Evaluation, Sicherung und Entwicklung der Qualität der Pflege, 

e) Beratung, Anleitung und Unterstützung von zu pflegenden Menschen bei der in-
dividuellen Auseinandersetzung mit Gesundheit und Krankheit sowie bei der Er-
haltung und Stärkung der eigenständigen Lebensführung und Alltagskompetenz 
unter Einbeziehung ihrer sozialen Bezugspersonen, 

f) Erhaltung, Wiederherstellung, Förderung, Aktivierung und Stabilisierung individu-
eller Fähigkeiten der zu Pflegenden insbesondere im Rahmen von Rehabilitati-
onskonzepten sowie die Pflege und Betreuung bei Einschränkungen der kogniti-
ven Fähigkeiten, 
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g) Einleitung lebenserhaltender Sofortmaßnahmen bis zum Eintreffen der Ärztin o-
der des Arztes und Durchführung von Maßnahmen in Krisen- und Katastrophen-
situationen, 

h) Anleitung, Beratung und Unterstützung von anderen Berufsgruppen und Ehren-
amtlichen in den jeweiligen Pflegekontexten sowie Mitwirkung an der praktischen 
Ausbildung von Angehörigen von Gesundheitsberufen. 

2. ärztlich angeordnete Maßnahmen eigenständig durchzuführen, insbesondere Maß-
nahmen der medizinischen Diagnostik, Therapie oder Rehabilitation. 

3. interdisziplinär mit anderen Berufsgruppen fachlich zu kommunizieren und effektiv 
zusammenzuarbeiten und dabei individuelle multidisziplinäre und berufsübergreifen-
de Lösungen bei Krankheitsbefunden und Pflegebedürftigkeit zu entwickeln sowie 
teamorientiert umzusetzen. 

(4) Während der Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann werden 
ein professionelles, ethisch fundiertes Pflegeverständnis und ein berufliches Selbstver-
ständnis entwickelt und gestärkt.  

§ 6 

Dauer und Struktur der Ausbildung 

(1) Die Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann dauert unabhängig 
vom Zeitpunkt der staatlichen Abschlussprüfung in Vollzeitform drei Jahre, in Teilzeitform 
höchstens fünf Jahre. Sie besteht aus theoretischem und praktischem Unterricht und ei-
ner praktischen Ausbildung; der Anteil der praktischen Ausbildung überwiegt. 

(2) Der theoretische und praktische Unterricht wird an staatlichen oder staatlich an-
erkannten Pflegeschulen nach § 9 auf der Grundlage eines von der Pflegeschule zu er-
stellenden Lehrplans erteilt. 

(3) Die praktische Ausbildung wird in den Einrichtungen nach § 7 auf der Grundlage 
eines vom Träger der praktischen Ausbildung zu erstellenden Ausbildungsplans durchge-
führt. Sie gliedert sich in Pflicht- und Wahlpflichteinsätze sowie einen Vertiefungseinsatz. 
Wesentlicher Bestandteil der praktischen Ausbildung ist die von den Einrichtungen zu 
gewährleistende Praxisanleitung. Die Pflegeschule unterstützt die praktische Ausbildung 
durch die von ihr zu gewährleistende Praxisbegleitung. 

(4) Die Pflegeschule, der Träger der praktischen Ausbildung und die weiteren an der 
praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen wirken bei der Ausbildung auf der 
Grundlage entsprechender Kooperationsverträge zusammen. 

§ 7 

Durchführung der praktischen Ausbildung 

(1) Die Pflichteinsätze in der allgemeinen Akutpflege in stationären Einrichtungen, 
der allgemeinen Langzeitpflege in stationären Einrichtungen und der allgemeinen ambu-
lanten Akut- und Langzeitpflege werden in folgenden Einrichtungen durchgeführt: 

1. zur Versorgung nach den § 108 SGB V zugelassene Krankenhäuser, 
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2. zur Versorgung nach den §§ 71 Absatz 2, 72 Absatz 1 SGB XI zugelassene stationä-
ren Pflegeeinrichtungen und 

3. zur Versorgung nach den §§ 71 Absatz 1, 72 Absatz 1 SGB XI und nach § 37 SGB V 
zugelassene ambulanten Pflegeeinrichtungen. 

(2) Die Pflichteinsätze in den speziellen Bereichen der pädiatrischen Versorgung und 
der allgemein, geronto-, kinder- oder jugendpsychiatrischen Versorgung sowie die Wahl-
pflichteinsätze können auch in anderen, zur Vermittlung der Ausbildungsinhalte geeigne-
ten Einrichtungen durchgeführt werden. 

(3) Der Vertiefungseinsatz ist in einer Einrichtung nach den Absätzen 1 oder 2 
durchzuführen. Er findet in einem der Bereiche statt, in dem ein Einsatz nach den Absät-
zen 1 und 2 durchgeführt worden ist. 

(4) Die Geeignetheit von Einrichtungen zur Durchführung von Teilen der praktischen 
Ausbildung bestimmt sich nach den jeweiligen landesrechtlichen Regelungen, wobei ein 
angemessenes Verhältnis von Auszubildenden zu Fachkräften gewährleistet sein muss. 
Die zuständige Landesbehörde kann im Falle von Rechtsverstößen einer Einrichtung die 
Durchführung der Ausbildung untersagen. 

§ 8 

Träger der praktischen Ausbildung 

(1) Der Träger der praktischen Ausbildung trägt die Verantwortung für die Organisa-
tion und Koordination der praktischen Ausbildung. Er schließt mit der oder dem Auszubil-
denden einen Ausbildungsvertrag. 

(2) Träger der praktischen Ausbildung können ausschließlich Einrichtungen nach § 7 
Absatz 1 sein, 

1. die eine Pflegeschule selbst betreiben oder 

2. die mit mindestens einer Pflegeschule einen Vertrag über die Durchführung des theo-
retischen und praktischen Unterrichts geschlossen haben. 

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat über Vereinbarungen mit den weite-
ren an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen zu gewährleisten, dass 

1. die vorgeschriebenen Einsätze der praktischen Ausbildung in den weiteren an der 
praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtung durchgeführt werden können und 

2. die Ausbildung auf der Grundlage eines Ausbildungsplans zeitlich und sachlich ge-
gliedert so durchgeführt werden kann, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen 
Zeit erreicht werden kann. 

(4) Die Aufgaben des Trägers der praktischen Ausbildung können von einer Pflege-
schule wahrgenommen werden, wenn Trägeridentität besteht oder soweit der Träger der 
praktischen Ausbildung diese Aufgaben durch Vereinbarung auf die Pflegeschule übertra-
gen hat.  
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§ 9 

Mindestanforderungen an Pflegeschulen 

(1) Pflegeschulen müssen folgende Mindestanforderungen erfüllen: 

1. hauptberufliche Leitung der Schule durch eine pädagogisch qualifizierte Person mit 
einer abgeschlossenen Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichbarem Ni-
veau,  

2. Nachweis einer im Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze angemessenen Zahl 
fachlich und pädagogisch qualifizierter hauptberuflicher Lehrkräfte mit entsprechen-
der, insbesondere pflegepädagogischer, abgeschlossener Hochschulausbildung für 
die Durchführung des theoretischen und praktischen Unterrichts,  

3. Vorhandensein der für die Ausbildung erforderlichen Räume und Einrichtungen sowie 
ausreichender Lehr- und Lernmittel, die den Auszubildenden kostenlos zur Verfügung 
zu stellen sind. 

(2) Das Verhältnis nach Absatz 1 Nummer 2 soll mindestens einer Vollzeitstelle auf 
zwanzig Auszubildende entsprechen. 

(3) Die Länder können durch Landesrecht das Nähere zu den Mindestanforderungen 
nach Absatz 1 bestimmen und weitere Anforderungen festlegen. 

§ 10 

Gesamtverantwortung der Pflegeschule 

(1) Die Pflegeschule trägt die Gesamtverantwortung für die Koordination des Unter-
richts mit der praktischen Ausbildung. Sie prüft, ob der Ausbildungsplan für die praktische 
Ausbildung den Anforderungen des Lehrplans entspricht. Ist dies nicht der Fall ist der 
Träger der praktischen Ausbildung zur Anpassung des Ausbildungsplans verpflichtet. 

(2) Die Pflegeschule überprüft anhand des vom Auszubildenden zu führenden Tätig-
keitsnachweises, ob die praktische Ausbildung gemäß dem Ausbildungsplan durchgeführt 
wird. Die an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen unterstützen die Pflege-
schule bei der Durchführung der von dieser zu leistenden Praxisbegleitung.  

§ 11 

Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung 

(1) Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum 
Pflegefachmann ist 

1. der mittlere Schulabschluss oder ein anderer als gleichwertig anerkannter Abschluss 

2. der Hauptschulabschluss oder ein anderer als gleichwertig anerkannter Abschluss, 
sofern 

a) eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung von mindestens zweijähriger 
Dauer 
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b) ein staatlich anerkannter oder staatlich geprüfter Berufsabschluss in einem lan-
desrechtlich geregelten Assistenz- oder Helferberuf in der Pflege von mindestens 
einjähriger Dauer, der den von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 
und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 beschlossenen Mindestanforde-
rungen an Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege ent-
spricht, 

c) eine bis zum … [einsetzen: Datum zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes] begonnene landesrechtlich geregelte Ausbildung in der Krankenpflegehilfe 
oder Altenpflegehilfe von mindestens einjähriger Dauer oder 

d) eine auf der Grundlage des Krankenpflegegesetzes in seiner Fassung von 1985 
erteilte Erlaubnis als Krankenpflegehelferin oder Krankenpflegehelfer nachgewie-
sen wird. 

(2) § 2 Nummer 2 bis 4 finden entsprechende Anwendung.  

§ 12 

Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine andere erfolgreich abgeschlossene 
Ausbildung oder erfolgreich abgeschlossene Teile einer Ausbildung im Umfang ihrer 
Gleichwertigkeit bis zu zwei Dritteln der Dauer einer Ausbildung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 
anrechnen. Ausbildungen, die den von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und 
von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 beschlossenen Mindestanforderungen an 
Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege entsprechen, sollen auf An-
trag auf ein Drittel der Dauer der Ausbildung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 angerechnet wer-
den. Das Erreichen des Ausbildungsziels darf durch die Anrechnung nicht gefährdet wer-
den. 

§ 13 

Anrechnung von Fehlzeiten 

(1) Auf die Dauer der Ausbildung werden angerechnet: 

1. Urlaub, einschließlich Bildungsurlaub oder Ferien, 

2. Fehlzeiten wegen Krankheit oder aus anderen, von der Auszubildenden oder dem 
Auszubildenden nicht zu vertretenden Gründen 

a) bis zu 10 Prozent des theoretischen und praktischen Unterrichts sowie 

b) bis zu 10 Prozent der Stunden der praktischen Ausbildung 

nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

3. Fehlzeiten wegen Schwangerschaft bei Auszubildenden, die einschließlich der Fehl-
zeiten nach Nummer 2 eine Gesamtdauer von 14 Wochen nicht überschreiten. 

(2) Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch über Absatz 1 hinausgehende 
Fehlzeiten berücksichtigen, wenn eine besondere Härte vorliegt und das Erreichen des 
Ausbildungsziels durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. Ist eine Anrechnung der 
Fehlzeiten nicht möglich, kann die Ausbildungsdauer entsprechend verlängert werden. 
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(3) Freistellungsansprüche nach dem Betriebsverfassungsgesetz, dem Bundesper-
sonalvertretungsgesetz oder den Landespersonalvertretungsgesetzen bleiben unberührt. 

§ 14 

Ausbildung im Rahmen von Modellvorhaben nach § 63 Absatz 3c des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch 

(1) Zur zeitlich befristeten Erprobung von Ausbildungsangeboten, die der Weiterent-
wicklung des nach diesem Gesetz geregelten Berufes im Rahmen von Modellvorhaben 
nach § 63 Absatz 3c des Fünften Buches Sozialgesetzbuch dienen, können über die in 
§ 5 beschriebenen Aufgaben hinausgehende erweiterte Kompetenzen zur Ausübung heil-
kundlicher Tätigkeiten vermittelt werden. Dabei darf die Erreichung des Ausbildungsziels 
nicht gefährdet sein. 

(2) Soweit die Ausbildung nach Absatz 1 über die in diesem Gesetz und die in der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung geregelten Ausbildungsinhalte hinausgeht, werden 
die Ausbildungsinhalte in gesonderten Lehrplänen der Pflegeschulen und Ausbildungs-
plänen der Träger der praktischen Ausbildung festgelegt. 

(3) Die Lehrpläne und Ausbildungspläne nach Absatz 2 sind gemeinsam vom Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium für 
Gesundheit zu genehmigen. Die Genehmigung setzt voraus, dass sich die erweiterte 
Ausbildung auf ein vereinbartes Modellvorhaben nach § 63 Absatz 3c des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch bezieht und die Ausbildung geeignet ist, die zur Durchführung dieses 
Modellvorhabens erforderliche Qualifikation zu vermitteln.  

(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 2 kann die Fachkommission nach § 50 für die zu-
sätzliche Ausbildung standardisierte Module entwickeln, die vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend und vom Bundesministerium für Gesundheit ge-
meinsam auch ohne Vorliegen eines vereinbarten Modellvorhabens nach § 63 Absatz 3c 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch genehmigt werden können. Die Genehmigung der 
standardisierten Module erfolgt einmalig; Änderungen bedürfen einer erneuten Genehmi-
gung. 

(5) Die Ausbildungsdauer nach § 6 Absatz 1 ist nach Maßgabe der genehmigten 
Lehr- und Ausbildungspläne entsprechend zu verlängern. 

(6)  Die staatliche Abschlussprüfung erstreckt sich auch auf die mit der zusätzlichen 
Ausbildung erworbenen erweiterten Kompetenzen.  

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für Personen, die bereits zur Führung 
der Berufsbezeichnung nach § 1 Satz 1 dieses Gesetzes berechtigt sind. 
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A b s c h n i t t  2  

A u s b i l d u n g s v e r h ä l t n i s  

§ 15 

Ausbildungsvertrag 

(1) Zwischen dem Träger der Ausbildung und der Auszubildenden oder dem Auszu-
bildenden ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Abschnitts zu schließen. 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens Folgendes enthalten: 

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vorschriften dieses Gesetzes ausge-
bildet wird sowie den gewählten Vertiefungseinsatz  

2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 

3. Angaben über die der Ausbildung zugrunde liegende Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung, 

4. eine Darstellung der inhaltlichen und zeitlichen Gliederung der praktischen Ausbil-
dung (Ausbildungsplan), 

5. die Verpflichtung der Auszubildenden oder des Auszubildenden zum Besuch der 
Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule, 

6. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen praktischen Ausbildungs-
zeit, 

7. die Dauer der Probezeit, 

8. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbildungsvergütung, 

9. die Dauer des Urlaubs, 

10. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
und 

11. einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die dem Ausbildungsvertrag gege-
benenfalls zugrunde liegenden tariflichen Bestimmungen und Dienstvereinbarungen. 

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer vertretungsberechtigten Person des Trägers 
der praktischen Ausbildung und der Auszubildenden oder dem Auszubildenden, bei Min-
derjährigen auch von deren gesetzlichen Vertretern zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung 
des unterzeichneten Ausbildungsvertrages ist der Auszubildenden oder dem Auszubil-
denden und deren gesetzlichen Vertretern auszuhändigen. 

(4) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck und 
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die für Arbeitsverträge geltenden Rechtsvor-
schriften und Rechtsgrundsätze anzuwenden. 

(5) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedürfen der Schriftform. Die Absätze 2 
bis 4 gelten entsprechend. 
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(6) Eine Änderung des Vertiefungseinsatzes ist bis zu dessen Beginn jederzeit in 
beiderseitigem Einverständnis möglich. 

§ 16 

Pflichten der Auszubildenden 

Die Auszubildende oder der Auszubildende hat sich zu bemühen, die in § 5 genann-
ten Kompetenzen zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel zu errei-
chen. Sie oder er ist insbesondere verpflichtet, 

1. an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule teilzuneh-
men,  

2. die ihr oder ihm im Rahmen der Ausbildung übertragenen Aufgaben sorgfältig auszu-
führen, 

3. einen schriftlichen Tätigkeitsnachweis zu führen, 

4. die für Beschäftigte in den Einrichtungen nach § 7 geltenden Bestimmungen über die 
Schweigepflicht einzuhalten und über Betriebsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren 
und 

5. die Rechte der zu Pflegenden zu achten. 

§ 17 

Pflichten des Trägers der praktischen Ausbildung 

(1) Der Träger der praktischen Ausbildung ist verpflichtet, 

1. die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form auf der Grundlage eines 
Ausbildungsplans zeitlich und sachlich gegliedert so durchzuführen, dass das Ausbil-
dungsziel in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann, 

2. zu gewährleisten, dass die nach § 15 Absatz 2 Nummer 4 vereinbarten Einsätze der 
praktischen Ausbildung durchgeführt werden können, 

3. der Auszubildenden oder dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel ein-
schließlich der Fachbücher, Instrumente und Apparate zur Verfügung zu stellen, die 
zur praktischen Ausbildung und zum Ablegen der Prüfung erforderlich sind, und 

4. die Auszubildenden für die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen der Pflege-
schule und für die Teilnahme an Prüfungen freizustellen und bei der Gestaltung der 
Ausbildung auf die erforderlichen Lern- und Vorbereitungszeiten Rücksicht zu neh-
men. 

(2) Den Auszubildenden dürfen nur Aufgaben übertragen werden, die dem Ausbil-
dungszweck und dem Ausbildungsstand entsprechen; die übertragenen Aufgaben müs-
sen den physischen und psychischen Kräften der Auszubildenden angemessen sein. 
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§ 18 

Ausbildungsvergütung 

(1) Der Träger der Ausbildung hat der Auszubildenden oder dem Auszubildenden für 
die gesamte Dauer der Ausbildung eine angemessene Ausbildungsvergütung zu zahlen. 

(2) Sachbezüge können in der Höhe der Werte, die durch Rechtsverordnung nach 
§ 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bestimmt sind, 
angerechnet werden; sie dürfen jedoch 75 Prozent der Bruttovergütung nicht überschrei-
ten. Kann die Auszubildende oder der Auszubildende aus berechtigtem Grund Sachbezü-
ge nicht abnehmen, so sind diese nach den Sachbezugswerten abzugelten. 

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche oder wöchentliche Ausbildungs-
zeit hinausgehende Beschäftigung ist nur ausnahmsweise zulässig und besonders zu 
vergüten. 

§ 19 

Probezeit 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. Die Probezeit beträgt vier Mo-
nate.  

§ 20 

Ende des Ausbildungsverhältnisses 

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen Ab-
schlussprüfung mit Ablauf der Ausbildungszeit. 

(2) Besteht die Auszubildende oder der Auszubildende die staatliche Prüfung nicht 
oder kann sie oder er ohne eigenes Verschulden die staatliche Prüfung nicht vor Ablauf 
der Ausbildung ablegen, so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf schriftliches 
Verlangen gegenüber dem Träger der praktischen Ausbildung bis zur nächstmöglichen 
Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr. 

§ 21 

Kündigung des Ausbildungsverhältnisses 

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von jedem Vertrags-
partner jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis nur gekündigt werden 

1. von jedem Vertragspartner ohne Einhalten einer Kündigungsfrist bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes 

2. von der Auszubildenden oder dem Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier 
Wochen. 

(3) Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 
sind die Kündigungsgründe anzugeben. 
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(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrun-
de liegenden Tatsachen der kündigungsberechtigten Person länger als 14 Tage bekannt 
sind. Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet, 
so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt. 

§ 22 

Beschäftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis 

Wird die Auszubildende oder der Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungs-
verhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so 
gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

§ 23 

Nichtigkeit von Vereinbarungen 

(1) Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten der Auszubildenden oder des Auszubil-
denden von den übrigen Vorschriften dieses Abschnitts abweicht, ist nichtig. 

(2) Eine Vereinbarung, durch die die Auszubildende oder der Auszubildende für die 
Zeit nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses in der Ausübung ihrer oder seiner 
beruflichen Tätigkeit beschränkt wird, ist nichtig. Dies gilt nicht, wenn die Auszubildende 
oder der Auszubildende innerhalb der letzten sechs Monate des Ausbildungsverhältnisses 
für die Zeit nach dessen Beendigung ein Arbeitsverhältnis eingeht. 

(3) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung der Auszubildenden oder des Auszubildenden, für die praktische 
Ausbildung eine Entschädigung oder für die Teilnahme am theoretischen und prakti-
schen Unterricht an der Pflegeschule eine Vergütung oder ein Schulgeld zu zahlen, 

2. Vertragsstrafen, 

3. den Ausschluss oder die Beschränkung von Schadensersatzansprüchen und 

4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in Pauschalbeträgen. 

§ 24 

Ausschluss der Geltung von Vorschriften dieses Abschnitts 

Die §§ 14 bis 22  finden keine Anwendung auf Auszubildende, die Diakonissen, Diakonie-
schwestern oder Mitglieder geistlicher Gemeinschaften sind. 
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A b s c h n i t t  3  

F i n a n z i e r u n g  d e r  b e r u f l i c h e n  A u s b i l d u n g  i n  d e r  P f l e -
g e  

§ 25 

Grundsätze der Finanzierung 

(1) Mit dem Ziel  

1. bundesweit eine wohnortnahe qualitätsgesicherte Ausbildung sicherzustellen,  

2. eine ausreichende Zahl qualifizierter Pflegekräfte auszubilden,  

3. Nachteile im Wettbewerb zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden Einrichtun-
gen zu vermeiden, 

4. die Ausbildung in kleineren und mittleren Einrichtungen zu stärken und 

5. wirtschaftliche Ausbildungsstrukturen zu gewährleisten  

werden die Kosten der Pflegeberufsausbildung nach Teil 2 durch Ausgleichsfonds nach 
Maßgabe dieses Gesetzes finanziert.  

(2) Die Ausgleichsfonds werden auf Landesebene organisiert und verwaltet. 

(3) An der Finanzierung der Ausgleichsfonds nehmen teil 

1. Krankenhäuser nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 

2. stationäre und ambulante Pflegeeinrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 2 

3. das jeweilige Land, 

4. die soziale Pflegeversicherung und die private Pflege-Pflichtversicherung.  

(4) Die zuständige Stelle im Land ermittelt den erforderlichen Finanzierungsbedarf 
nach § 29 und erhebt Umlagebeträge bei den Einrichtungen nach § 30 Absätze 3 und 4. 
Sie verwaltet die eingehenden Beträge nach § 30 Absatz 1 einschließlich der Beträge aus 
Landesmitteln nach § 30 Absatz 1 Nummer 3 sowie der Beträge nach § 30 Absatz 1 
Nummer 4 als Sondervermögen und zahlt Ausgleichszuweisungen an den Träger der 
praktischen Ausbildung aus.  

(5) Finanzierungs- und Abrechnungszeitraum ist jeweils das Kalenderjahr. 

(6) Das jeweilige Land bestimmt die zuständige Stelle nach Absatz 4 und kann er-
gänzende Regelungen erlassen. Es bestimmt ebenfalls die zuständige Behörde nach § 28 
Absatz 3 Nummer 2 sowie eine weitere Behörde, die die Vertreter des Landes nach § 33 
Absatz 2 entsendet.  



 - 17 - Bearbeitungsstand: 01.06.2015  11:58 Uhr 

§ 26 

Ausbildungskosten 

(1) Kosten der Pflegeberufsausbildung sind die Mehrkosten der Ausbildungsvergü-
tungen und die Kosten der praktischen Ausbildung, einschließlich der Kosten der Praxis-
anleitung. Zu den Ausbildungskosten gehören auch die Betriebskosten der Pflegeschulen 
nach § 6 Absatz 2 einschließlich der Kosten der Praxisbegleitung. Nicht zu den Ausbil-
dungskosten gehören die Investitionskosten, d.h. Aufwendungen für Maßnahmen ein-
schließlich Kapitalkosten, die dazu bestimmt sind, die für den jeweiligen Betrieb notwen-
digen Gebäude und sonstigen abschreibungsfähigen Anlagegüter herzustellen, anzu-
schaffen, wiederzubeschaffen, zu ergänzen, instand zu halten oder instand zu setzen. 

(2) Bei der Ermittlung der Mehrkosten der Ausbildungsvergütung sind Personen, die 
nach Teil 2 dieses Gesetzes in der Pflege ausgebildet werden, im Verhältnis 10,6 zu 1 auf 
die Stelle einer voll ausgebildeten Pflegefachkraft anzurechnen. 

§ 27 

Umlageverfahren 

(1) Die Finanzierung der Ausgleichsfonds durch Krankenhäuser und ambulante und 
stationäre Pflegeeinrichtungen nach § 25 Absatz 3 Nummer 1 und 2 erfolgt über landes-
weite Umlageverfahren nach Maßgabe der §§ 28 bis 34. 

(2) Die an den Umlageverfahren teilnehmenden Krankenhäuser können die auf sie 
entfallenden Umlagebeträge zusätzlich zu den Entgelten oder Vergütungen für ihre Leis-
tungen als Ausbildungszuschläge erheben; für ambulante und stationäre Pflegeeinrich-
tungen sind die auf sie entfallenden Umlagebeträge in der Vergütung der allgemeinen 
Pflegeleistungen (§ 84 Absatz 1, § 89 Elftes Buch Sozialgesetzbuch) berücksichtigungs-
fähig. 

§ 28 

Ausbildungsbudget 

(1) Die Parteien nach Absatz 3 vereinbaren für einen zukünftigen Zeitraum (Finan-
zierungszeitraum) ein Ausbildungsbudget zur Finanzierung der Ausbildungskosten. Dabei 
stellen sie die Anzahl der voraussichtlich belegten Ausbildungsplätze fest. Das Ausbil-
dungsbudget des Trägers der praktischen Ausbildung umfasst auch die Ausbildungskos-
ten der Kooperationspartner im Ausbildungsverbund einschließlich der Ausbildungskosten 
der Pflegeschulen.  

(2) Das Ausbildungsbudget soll die Kosten der Ausbildung bei wirtschaftlicher Be-
triebsgröße und wirtschaftlicher Betriebsführung decken. Mehrkosten der Ausbildungsver-
gütungen können nicht als unangemessen beanstandet werden, soweit ihnen tarifvertrag-
lich vereinbarte Ausbildungsvergütungen sowie entsprechende Vergütungen nach kirchli-
chen Arbeitsrechtsregelungen zu Grunde liegen. Die für den Finanzierungszeitraum zu 
erwartenden Kostenentwicklungen sind zu berücksichtigen. Die Ausbildung in der Region 
darf nicht gefährdet werden. Soweit eine Pflegeschule in der Region erforderlich ist, zum 
Beispiel weil die Entfernungen und Fahrzeiten zu anderen Pflegeschulen nicht zumutbar 
sind, können auch langfristig höhere Finanzierungsbeträge gezahlt werden. Die Parteien 
nach Absatz 3 können Strukturverträge schließen, die den Ausbau, die Schließung oder 
die Zusammenlegung von Pflegeschulen finanziell unterstützen und zu wirtschaftlichen 
Ausbildungsstrukturen führen. 
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(3) Parteien der Budgetverhandlung nach Absatz 1 sind 

1. der Träger der praktischen Ausbildung, 

2. die zuständige Behörde des Landes und 

3. die Kranken- und Pflegekassen oder deren Arbeitsgemeinschaften, soweit auf sie im 
Jahr vor Beginn der Budgetverhandlungen mehr als fünf vom Hundert der Belegungs- 
und Berechnungstage bzw. der betreuten Pflegebedürftigen bei ambulanten Pflege-
diensten bei einem der kooperierenden Träger der praktischen Ausbildung entfallen.  

(4) Die zuständige Behörde des Landes, die Landeskrankenhausgesellschaft, die 
Vereinigungen der Träger der ambulanten oder stationären Pflegeeinrichtungen im Land, 
die Landesverbände der Kranken- und Pflegekassen sowie der Verband der privaten 
Krankenversicherung im Land können durch gemeinsame Vereinbarungen Pauschalen 
für die zu erstattenden Ausbildungskosten festlegen. Die Pauschalen sind alle fünf Jahre 
anzupassen. Keiner Pauschalierung zugänglich sind die Mehrkosten der Ausbildungsver-
gütung. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach § 
33 Absätze 1 und 2, wenn sie von den Parteien nach Satz 1 gemeinsam angerufen wird. 
Wurden Pauschalen nach Satz 1 vereinbart oder durch die Schiedsstelle nach Satz 3 
festgelegt, setzen sich die Ausbildungsbudgets nach Absatz 1 Satz 1 aus den Pauschalen 
pro Auszubildender oder pro Auszubildendem und den voraussichtlich anfallenden Mehr-
kosten der Ausbildungsvergütung zusammen; Budgetverhandlungen finden insoweit nicht 
statt. Die Träger der praktischen Ausbildung teilen der zuständigen Stelle die Zahl der 
Ausbildungsverhältnisse und die Höhe der Mehrkosten der Ausbildungsvergütungen mit. 
Die Regelungen nach Absatz 2 sind entsprechend anwendbar. 

(5) Die Verhandlungen sind zügig zu führen. Der Träger der praktischen Ausbildung 
hat den Beteiligten rechtzeitig vor Beginn der Verhandlungen Nachweise und Begründun-
gen insbesondere über Anzahl der voraussichtlich belegten Ausbildungsplätze und die 
Ausbildungskosten vorzulegen sowie im Rahmen der Verhandlungen zusätzliche Aus-
künfte zu erteilen, soweit diese erforderlich sind und nicht außer Verhältnis stehen.  

(6) Soweit Ausbildungskosten nach anderen Vorschriften aufgebracht werden, ist 
dies bei der Festlegung des Ausbildungsbudgets mindernd zu berücksichtigen. 

(7) Kommt eine Vereinbarung über ein Ausbildungsbudget für den Finanzierungs-
zeitraum nicht innerhalb von 2 Monaten nach Vorlage von Verhandlungsunterlagen zu-
stande, entscheidet auf Antrag einer Vertragspartei die Schiedsstelle nach § 33 Absätzen 
1 und 2 innerhalb von 6 Wochen.  

(8) Die Parteien nach Absatz 3 teilen der zuständigen Stelle gemeinsam die Höhe 
der vereinbarten oder der von der Schiedsstelle nach Absatz 7 festgesetzten Ausbil-
dungsbudgets und den jeweiligen Träger der praktischen Ausbildung mit. Dabei geben sie 
die Zahl der Ausbildungsplätze sowie die Höhe der voraussichtlich für jeden Auszubilden-
den anfallenden Ausbildungsvergütung an, die der Vereinbarung bzw. der Festsetzung zu 
Grunde gelegt worden sind. 

§ 29 

Höhe des Finanzierungsbedarfs, Verwaltungskosten 

(1) Die zuständige Stelle ermittelt für den jeweiligen Finanzierungszeitraum die Höhe 
des Finanzierungsbedarfs für die Pflegeausbildung im Land aus  

1. der Summe aller Ausbildungsbudgets eines Landes nach § 28  
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2. unter Hinzurechnung eines Aufschlags auf diese Summen von drei vom Hundert; 
dieser dient der Bildung einer Liquiditätsreserve, die die erforderlichen Mittel abdeckt 
für in der Meldung des Ausbildungsbudgets (§ 28) noch nicht berücksichtigte Ausbil-
dungsverhältnisse sowie  für Forderungsausfälle und Zahlungsverzüge. 

(2) Die zuständige Stelle nach § 25 Absatz 3 erhebt als Ausgleich für anfallende 
Verwaltungs- und Vollstreckungskosten 0,6 vom Hundert der sich aus Absatz 1 Nummern 
1 und 2 ergebenden Summe (Verwaltungskostenpauschale). Dieser Betrag wird geson-
dert ausgewiesen und zum Finanzierungsbedarf nach Absatz 1 hinzugerechnet. 

§ 30 

Aufbringung des Finanzierungsbedarfs 

(1) Der nach § 29 ermittelte Finanzierungsbedarf wird durch die Erhebung von Um-
lagebeträgen und Zahlungen nach § 25 Absatz 3 nach folgenden Anteilen aufgebracht:  

1. 57,2380 vom Hundert durch Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 

2. 32,0174 vom Hundert durch Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 2 

3. 8,9446 vom Hundert durch das Land 

4. 1,8 vom Hundert durch Direktzahlung der sozialen Pflegeversicherung, wobei die 
private Pflege-Pflichtversicherung der sozialen Pflegeversicherung 10 vom Hundert 
ihrer Direktzahlung erstattet. 

(2) Die Zahlungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 werden als monatlicher Teilbe-
trag an die zuständige Stelle abgeführt. Soweit einer zur Zahlung eines Umlagebetrages 
verpflichteten Einrichtung infolge der praktischen Ausbildung eine Ausgleichszuweisung 
nach § 31 zusteht, werden die Beträge miteinander verrechnet. 

(3) Der von den Trägern der Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 zu zahlen-
de Anteil kann als Teilbetrag des Ausbildungszuschlags je voll- und teilstationärem Fall 
nach § 17a Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Krankenhausfinanzierungsgesetz aufgebracht 
oder als eigenständiger Ausbildungszuschlag je voll- und teilstationärem Fall vereinbart 
werden. Vereinbart wird der Zuschlag durch die Vertragsparteien nach § 18 Absatz 1 Satz 
2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Die Vertragsparteien teilen der zuständigen 
Stelle gemeinsam die Höhe des vereinbarten Zuschlags mit, die diesen Zuschlag gegen-
über den Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 1 festsetzt. 

(4) Der von den Trägern der Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 2 zu zahlen-
de Anteil nach Absatz 1 Nummer 2 wird über Ausbildungszuschläge aufgebracht. Die zu-
ständige Stelle nach § 25 Absatz 4 setzt, anteilmäßig ermittelt nach den Sektoren ambu-
lant, teilstationär und stationär und nach dem Verhältnis der Pflegeplätze nach dem Ver-
sorgungsvertrag im ambulanten Sektor, gegenüber jeder Einrichtung den jeweils zu ent-
richtenden Umlagebetrag fest. Einzelheiten zu dem Verfahren werden durch eine Umla-
geordnung nach § 52 Absatz 3 Nummer 3 festgelegt. Die Länder können ergänzende 
Regelungen erlassen.   

(5) Die Zahlungen nach Absatz 1 Nummern 3 und 4 erfolgen je Finanzierungszeit-
raum als Einmalzahlung zwei Monate vor Fälligkeit der ersten Ausgleichszahlung. Die 
Direktzahlung der sozialen Pflegeversicherung sowie die Erstattung der privaten Pflege-
pflichtversicherung nach Absatz 1 Nummer 4 werden aus Mitteln des Ausgleichsfonds 
nach § 65 Elftes Buch Sozialgesetzbuch bzw. an den Ausgleichsfonds erbracht. § 45c 
Absatz 7 des Elften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 
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(6) Die in § 28 Absatz 4 genannten Beteiligten auf Landesebene vereinbaren die er-
forderlichen Verfahrensregelungen im Zusammenhang mit der Einzahlung der Finanzie-
rungsmittel und den in Rechnung zu stellenden Zuschlägen, insbesondere Vorgaben zur 
Verzinsung ausstehender Einzahlungen mit einem Zinssatz von 8 vom Hundert über dem 
Basiszins nach § 247 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.  

(7) Gegen den Festsetzungs- und Zahlungsbescheid der zuständigen Stelle nach 
Absätzen 3 und 4 ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Widerspruch und Klage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

§ 31 

Ausgleichszuweisungen 

(1) Die Ausgleichszuweisungen erfolgen an den Träger der praktischen Ausbildung 
in monatlichen Beträgen in Höhe des nach § 28 vereinbarten Ausbildungsbudgets durch 
die zuständige Stelle nach § 25 Absatz 4. Die Ausgleichszuweisungen sind zweckgebun-
den für die Ausbildung zu verwenden. Abweichungen in der Zahl der in der Budgetverein-
barung zu Grunde gelegten und der tatsächlichen Anzahl der Ausbildungsplätze teilt der 
Träger der zuständigen Stelle mit und beziffert die aufgrund der Abweichung anfallenden 
Mehr- oder Minderausgaben. Minderausgaben sind bei den monatlichen Ausgleichzuwei-
sungen vollständig zu berücksichtigen; Mehrausgaben sind zu berücksichtigen, soweit die 
Liquiditätsreserve dies zulässt.  

(2) Der Träger der praktischen Ausbildung leitet die in den Ausgleichszuweisungen 
enthaltenen Kosten der übrigen Kooperationspartner und der Pflegeschulen auf Grundla-
ge der Kooperationsverträge und entsprechend den vereinbarten Ausbildungsbudgets an 
diese weiter. 

(3) Leistungen zur Finanzierung der Ausbildung, wie beispielsweise Fördermittel 
nach dem Dritten Kapitel des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, sind vom Auszahlungsbe-
rechtigten anzugeben und werden, soweit sie nicht bereits im Rahmen des Ausbildungs-
budgets nach § 28 Absatz 3 berücksichtigt worden sind, mit der Ausgleichszuweisung 
verrechnet. 

(4) Ein Anspruch auf Ausgleichszuweisungen besteht nur, soweit bezüglich der be-
günstigten ausbildenden Einrichtung ein rechtskräftiger Umlagebescheid nach § 30 Ab-
satz 3 Satz 3 2. Halbsatz oder nach § 30 Absatz 4 Satz 2 besteht.  

(5) Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraums hat der Träger der praktischen Ausbil-
dung der zuständigen Stelle eine Abrechnung über die Einnahmen aus den Ausgleichs-
zahlungen und die im Ausbildungsbudget vereinbarten Ausbildungskosten vorzulegen. 
Überschreiten die tatsächlichen Ausgaben aufgrund gestiegener Ausbildungszahlen die 
Höhe der Ausgleichszuweisungen, werden diese Mehrausgaben bei der auf die Abrech-
nung folgenden Vereinbarung des Ausbildungsbudgets nach § 28 berücksichtigt, soweit 
diese Mehrausgaben nicht bereits nach Absatz 1 finanziert wurden. Überzahlungen auf-
grund gesunkener Ausbildungszahlen sind unverzüglich an die zuständige Stelle nach § 
25 Absatz 3 zurückzuzahlen. Das Nähere zum Prüfverfahren wird durch Landesrecht be-
stimmt, soweit nicht das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
und das Bundesministerium für Gesundheit von der Ermächtigung nach § 52 Absatz 3 
Nummer 4 Gebrauch machen.  

(6) Wurden Pauschalen nach § 28 Absatz 4 vereinbart, bestimmen sich die Aus-
gleichszuweisungen nach dem gemeldeten Ausbildungsbudget nach § 28 Absatz 4 Satz 
4. Absatz 1 Satz 2 und Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend. Die Rechnungslegung nach 
Absatz 5 Satz 2 erfolgt jedoch lediglich für die gezahlten Ausbildungsvergütungen. Für 
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den gezahlten pauschalen Anteil kann lediglich ein Nachweis und eine Abrechnung dar-
über gefordert werden, dass die Grundvoraussetzungen, wie z.B. die Zahl der Ausbil-
dungsverträge,  im Abrechnungszeitraum vorgelegen haben. 

§ 32 

Rechnungslegung der zuständigen Stelle 

(1) Nach Ablauf des Abrechnungszeitraumes und nach Abrechnung nach § 31 Ab-
satz 5 oder nach Absatz 6 erfolgt eine Rechnungslegung der zuständigen Stelle nach § 
25 Absatz 4 über die als Ausgleichsfonds und im Rahmen des Umlageverfahrens verwal-
teten Mittel.  

(2) Bei der Rechnungslegung ermittelte Überschüsse oder Defizite werden bei dem 
nach § 29 ermittelten Finanzierungsbedarf im auf die Rechnungslegung folgenden Erhe-
bungs- und Abrechnungsjahr berücksichtigt.  

(3) Die zuständige Stelle unterliegt insoweit der Rechtsaufsicht des zuständigen 
Landesministeriums. 

§ 33 

Schiedsstelle 

(1) Die Landesverbände der Kranken- und Pflegekassen, die Vereinigungen der 
Träger der ambulanten oder stationären Pflegeeinrichtungen im Land, die Landeskran-
kenhausgesellschaften, und Vertreter des Landesbilden für jedes Land eine Schiedsstelle. 

(2) Die Schiedsstellen bestehen aus einem neutralen Vorsitzenden, aus drei Vertre-
tern der Kranken- und Pflegekassen, aus zwei Vertretern der Krankenhäuser, einem Ver-
treter der ambulanten Pflegedienste und einem Vertreter der stationären Pflegeeinrich-
tungen sowie aus einem Vertreter des Landes. Der Schiedsstelle gehört auch ein von 
dem Landesausschuss des Verbandes der privaten Krankenversicherung bestellter Ver-
treter an, der auf die Zahl der Vertreter der Krankenkassen angerechnet wird. Die Vertre-
ter der Kranken- und Pflegekassen und deren Stellvertreter werden von den Landesver-
bänden der Kranken- und Pflegekassen, die Vertreter der Krankenhäuser und deren 
Stellvertreter werden von der Landeskrankenhausgesellschaft, die Vertreter der Pflege-
einrichtungen und deren Stellvertreter werden von den Landesverbänden der Pflegeein-
richtungen, die Vertreter des Landes und ihre Stellvertreter werden vom Land bestellt. Der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von den beteiligten Organisationen gemein-
sam bestellt; kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet das Los. 

(3) Die Mitglieder der Schiedsstellen führen ihr Amt als Ehrenamt. Sie sind in Aus-
übung ihres Amtes an Weisungen nicht gebunden. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die 
Entscheidungen werden mit der Mehrheit der Mitglieder getroffen; ergibt sich keine Mehr-
heit, gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere 
über  

1. die Bestellung, die Amtsdauer und die Amtsführung der Mitglieder der Schiedsstelle 
sowie die ihnen zu gewährende Erstattung der Barauslagen und Entschädigung für 
Zeitaufwand der Mitglieder der Schiedsstelle, 

2. die Führung der Geschäfte der Schiedsstelle, 
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3. das Verfahren und die Verfahrensgebühren 

zu bestimmen; sie können diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf oberste Lan-
desbehörden übertragen. Die Kosten der Schiedsstelle werden anteilig von den Kosten-
trägern des Ausbildungsfonds getragen. 

(5) Gegen die Entscheidung der Schiedsstelle ist der Verwaltungsrechtsweg gege-
ben. Ein Vorverfahren findet nicht statt; die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. 

T e i l  3  

H o c h s c h u l i s c h e  P f l e g e a u s b i l d u n g  

§ 34 

Ausbildungsziele 

(1) Die primärqualifizierende Pflegeausbildung an Hochschulen befähigt zur unmit-
telbaren Tätigkeit an zu pflegenden Menschen aller Altersstufen und verfolgt gegenüber 
der beruflichen Pflegeausbildung nach Teil 2 ein erweitertes Ausbildungsziel. 

(2) Die hochschulische Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann 
vermittelt die für die selbständige umfassende und prozessorientierte Pflege von Men-
schen aller Altersstufen nach § 5 Absatz 2 in akut und dauerhaft stationären sowie ambu-
lanten Pflegesituationen erforderlichen fachlichen und personalen Kompetenzen auf wis-
senschaftlicher Grundlage und Methodik. 

(3) Die hochschulische Ausbildung umfasst die in § 5 Absatz 3 beschriebenen Kom-
petenzen der beruflichen Pflegeausbildung. Sie befähigt darüber hinaus insbesondere, 

1. zur Steuerung und Gestaltung hochkomplexer Pflegeprozesse auf der Grundlage 
wissenschaftsbasierter oder wissenschaftsorientierter Entscheidungen, 

2. vertieftes Wissen über Grundlagen der Pflegewissenschaft, des gesellschaftlichen – 
institutionellen Rahmens des pflegerischen Handelns sowie des normativen - institu-
tionellen Systems der Versorgung anzuwenden und die Weiterentwicklung der ge-
sundheitlichen und pflegerischen Versorgung dadurch maßgeblich mitzugestalten, 

3. sich Forschungsgebiete der professionellen Pflege auf dem neuesten Stand der gesi-
cherten Erkenntnisse erschließen und forschungsgestützte Problemlösungen wie 
auch neue Technologien in das berufliche Handeln übertragen zu können sowie be-
rufsbezogene Fort- und Weiterbildungsbedarfe zu erkennen, 

4. sich kritisch-reflexiv und analytisch sowohl mit theoretischem als auch praktischem 
Wissen auseinandersetzen und wissenschaftsbasiert innovative Lösungsansätze zur 
Verbesserung im eigenen beruflichen Handlungsfeld entwickeln und implementieren 
zu können, 

5. an der Entwicklung von Qualitätsmanagementkonzepten, Leitlinien und Experten-
standards mitzuwirken. 

(4) Die Hochschule kann im Rahmen der ihr obliegenden Ausgestaltung des Studi-
ums die Vermittlung zusätzlicher Kompetenzen vorsehen. Das Erreichen des Ausbil-
dungsziels darf hierdurch nicht gefährdet werden. 
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(5) § 5 Absatz 4 und § 14 gelten entsprechend. 

§ 35 

Durchführung des Studiums 

(1) Das Studium dauert mindestens drei Jahre. Es umfasst theoretische und prakti-
sche Lehrveranstaltungen an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen anhand 
eines modularen Curriculums sowie Praxiseinsätze in Einrichtungen nach § 7. 

(2) Die Praxiseinsätze gliedern sich in Pflicht- und Wahlpflichteinsätze sowie einen  
Vertiefungseinsatz. Wesentlicher Bestandteil der Praxiseinsätze ist die von den Einrich-
tungen zu gewährleistende Praxisanleitung. Die Hochschule unterstützt die Praxiseinsät-
ze durch die von ihr zu gewährleistende Praxisbegleitung. Auf der Grundlage einer lan-
desrechtlichen Genehmigung kann ein geringer Anteil der Praxiseinsätze in Einrichtungen 
durch praktische Lerneinheiten an der Hochschule ersetzt werden.  

(3) Die Hochschule trägt die Gesamtverantwortung für die Koordination der theoreti-
schen und praktischen Lehrveranstaltungen mit den Praxiseinsätzen. Sie schließt Koope-
rationsvereinbarungen mit den Einrichtungen der Praxiseinsätze. 

(4) Die im Rahmen einer erfolgreich abgeschlossenen Pflegeausbildung nach Teil 2 
oder nach dem Krankenpflegegesetz in der Fassung vom […] oder Altenpflegegesetz in 
der Fassung vom […] erworbenen Kompetenzen und Fähigkeiten sind als gleichwertige 
Leistungen auf das Studium anzurechnen. 

(5) Die weitere Ausgestaltung des Studiums obliegt den Hochschulen. Sie beachtet 
die Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG. 

§ 36 

Staatliche Abschlussprüfung 

(1) Die hochschulische Pflegeausbildung nach diesem Gesetz schließt mit einer 
staatlichen Abschlussprüfung und der Verleihung des akademischen Grades durch die 
Hochschule ab. 

(2) Die staatliche Abschlussprüfung bezieht sich ausschließlich auf die in § 5 be-
schriebenen Kompetenzen. 

(3) Die Hochschule legt mit Zustimmung der zuständigen Landesbehörde die Module 
fest, die Teil der staatlichen Abschlussprüfung sind, und die Vorleistungen, die in die Ge-
samtnote der staatlichen Abschlussprüfung einfließen. Im Übrigen ist der erfolgreiche Ab-
schluss der Module Voraussetzung für die Zulassung zur staatlichen Abschlussprüfung. 
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T e i l  4  

S o n s t i g e  V o r s c h r i f t e n  

A b s c h n i t t  1 [ B e d a r f  w e i t e r e r  Ü b e r p r ü f u n g ]  

A u ß e r h a l b  d e s  G e l t u n g s b e r e i c h s  d e s  G e s e t z e s  e r w o r -
b e n e  B e r u f s a b s c h l ü s s e  

§ 37 

Gleichwertigkeit und Anerkennung von Ausbildungen 

(1) Eine außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes und außerhalb eines an-
deren Vertragsstaats des Europäischen Wirtschaftsraums erworbene abgeschlossene 
Ausbildung erfüllt die Voraussetzungen des § 2 Nummer 1, wenn die Gleichwertigkeit des 
Ausbildungsstandes gegeben ist. Die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes wird im 
Rahmen der Erlaubniserteilung nach § 2 auf Antrag vor den Voraussetzungen nach 
Nummer 2 bis 4 geprüft und gesondert festgestellt. 

(2) Der Ausbildungsstand ist als gleichwertig anzusehen, wenn die Ausbildung der 
antragstellenden Person keine wesentlichen Unterschiede gegenüber der in diesem Ge-
setz und in der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den Pflegeberuf geregelten 
Ausbildung aufweist. Wesentliche Unterschiede im Sinne des Satzes 2 liegen vor, wenn 

1. sich die Ausbildung der antragstellenden Person hinsichtlich der beruflichen Tätigkeit 
auf Fächer oder Bereiche der praktischen Ausbildung bezieht, die sich wesentlich von 
denen unterscheiden, die durch die Ausbildung nach diesem Gesetz und der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung vorgeschrieben sind, oder, 

2. der Beruf der Pflegefachfrau oder des Pflegefachmanns eine oder mehrere reglemen-
tierte Tätigkeiten umfasst, die im Herkunftsstaat der antragstellenden Person nicht 
Bestandteil des Berufs sind, der dem der Pflegefachfrau oder des Pflegefachmanns 
entspricht, und wenn sich die Ausbildung für diese Tätigkeiten auf Themenbereiche 
oder Bereiche der praktischen Ausbildung nach diesem Gesetz und der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für den Pflegeberuf bezieht, die sich wesentlich von denen 
unterscheiden, die von der Ausbildung der antragstellenden Person abgedeckt sind, 
und 

die antragstellende Person diese nicht durch Kenntnisse und Fähigkeiten ausgleichen 
kann, die sie im Rahmen ihrer Berufspraxis als Krankenschwester oder Krankenpfleger, 
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, in Voll- oder Teilzeitform oder durch le-
benslanges Lernen erworben hat, wenn diese erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten 
von einer dafür in dem jeweiligen Mitgliedstaat oder Drittstaat zuständigen Stelle formell 
als gültig anerkannt wurden; dabei ist nicht entscheidend, in welchem Staat diese Kennt-
nisse und Fähigkeiten erworben worden sind. Themenbereiche oder Bereiche der prakti-
schen Ausbildung unterscheiden sich wesentlich, wenn die nachgewiesene Ausbildung 
der antragstellenden Person wesentliche inhaltliche Abweichungen hinsichtlich der 
Kenntnisse und Fähigkeiten aufweist, die eine wesentliche Voraussetzung für die Aus-
übung des Pflegeberufs in Deutschland sind; Satz 3 letzter Halbsatz gilt entsprechend. 

(3) Wesentliche Unterschiede können ganz oder teilweise durch Kenntnisse und Fä-
higkeiten ausgeglichen werden, die die antragstellende Person im Rahmen ihrer tatsächli-
chen und rechtmäßigen Ausübung des Berufs des Pflegeberufs in Voll- oder Teilzeitform 
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oder durch lebenslanges Lernen erworben hat, wenn diese erworbenen Kenntnisse und 
Fähigkeiten von einer dafür in dem jeweiligen Mitgliedstaat oder Drittstaat zuständigen 
Stelle formell als gültig anerkannt wurden; dabei ist nicht entscheidend, in welchem Staat 
diese Kenntnisse und Fähigkeiten erworben worden sind. 

(4) Ist die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nicht gegeben oder kann sie nur 
mit unangemessenem zeitlichen oder sachlichen Aufwand festgestellt werden, weil die 
erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht in der Person der an-
tragstellenden Person liegen, von dieser nicht vorgelegt werden können, ist ein gleichwer-
tiger Kenntnisstand nachzuweisen. Dieser Nachweis wird durch eine Kenntnisprüfung, die 
sich auf den Inhalt der staatlichen Abschlussprüfung erstreckt, oder einen höchstens drei-
jährigen Anpassungslehrgang erbracht, der mit einer Prüfung über den Inhalt des Anpas-
sungslehrgangs abschließt. Die antragstellende Person hat das Recht, zwischen der 
Kenntnisprüfung und dem Anpassungslehrgang zu wählen. Die Sätze 5 bis 7 gelten auch 
für eine antragstellende Person, die über einen Ausbildungsnachweis als Pflegefachfrau 
oder Pflegefachmann verfügt, der in einem anderen als den in Satz 1 genannten Staaten 
(Drittstaat) ausgestellt ist und den ein anderer der in Satz 1 genannten Staaten anerkannt 
hat. 

(5) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet mit Ausnahme des § 17 keine 
Anwendung.  

(6) Die Länder können vereinbaren, dass die Aufgaben nach den §§ 37 und 38 von 
einem anderen Land oder einer gemeinsamen Einrichtung wahrgenommen werden. 

 

§ 38 

Gleichwertigkeit entsprechender Ausbildungen 

(1) Abweichend von § 37 Absatz 1 Satz 1 gilt die Voraussetzung des § 2 Nummer 1 
als erfüllt, wenn aus einem europäischen Berufsausweis oder aus einem in einem ande-
ren Vertragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes erworbenen Diplom hervorgeht, 
dass die Person eine Ausbildung erworben hat, die in diesem Staat für den unmittelbaren 
Zugang zu einem Beruf erforderlich ist, der dem Beruf der Pflegerin oder des Pflegers 
entspricht. Diplome im Sinne dieses Gesetzes sind Ausbildungsnachweise gemäß Artikel 
3 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 
255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

(2) § 37 gilt entsprechend für antragstellende Personen, die ihre Ausbildung in einem 
anderen Vertragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraums abgeschlossen haben und 
nicht unter Absatz 1 oder § 39 fallen, sowie antragstellende Personen, die über einen 
Ausbildungsnachweis als Krankenschwester oder Krankenpfleger, die für die allgemeine 
Pflege verantwortlich sind, aus einem Staat, der nicht Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraums (Drittstaat) ist, verfügen, der in einem anderen Vertragsstaat des Euro-
päischen Wirtschaftsraums anerkannt wurde. Zum Ausgleich der festgestellten wesentli-
chen Unterschiede haben die antragstellenden Personen in einem höchstens dreijährigen 
Anpassungslehrgang oder einer Eignungsprüfung, die sich auf die festgestellten wesentli-
chen Unterschiede erstrecken, nachzuweisen, dass sie über die zur Ausübung des Pfle-
geberufs in Deutschland erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. Sie haben 
das Recht, zwischen dem Anpassungslehrgang und der Eignungsprüfung zu wählen. 
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(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die eine Erlaubnis nach § 1 beantragen 
und über einen in einem anderen Vertragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes 
ausgestellten Ausbildungsnachweis oder eine Gesamtheit von Ausbildungsnachweisen 
verfügen, die eine Ausbildung zur spezialisierten Krankenschwester oder zum speziali-
sierten Krankenpfleger bescheinigen, die nicht die allgemeine Pflege umfasst.  

(4) Für antragstellende Personen, die über einen Ausbildungsnachweis verfügen, 
der dem in Artikel 11 Buchstabe a der RL 2005/36/EG genannten Niveau entspricht, gel-
ten die Absätze 1 bis 3 und § 37 mit der Maßgabe, dass die erforderliche Ausgleichsmaß-
nahme aus einer Eignungsprüfung besteht. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Drittstaatsdiplome, für deren Anerken-
nung sich nach dem Recht der Europäischen Union eine Gleichstellung ergibt. 

§ 39  

Erlaubnis bei Vorlage von Nachweisen anderer EWR-Vertragsstaaten 

(1) Antragstellende Personen, die die Voraussetzungen nach § 2 Nummer 2 bis 4 er-
füllen und eine Erlaubnis nach § 1 auf Grund der Vorlage eines Ausbildungsnachweises 
beantragen, 

1. der von der früheren Tschechoslowakei verliehen wurde und die Aufnahme des Be-
rufs der Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege 
verantwortlich sind, gestattet oder aus dem hervorgeht, dass die Ausbildung zum Be-
ruf der Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege 
verantwortlich sind, im Falle der Tschechischen Republik oder der Slowakei vor dem 
1. Januar 1993 begonnen wurde, oder 

2. der von der früheren Sowjetunion verliehen wurde und die Aufnahme des Berufs der 
Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, gestattet oder aus dem hervorgeht, dass die Ausbildung zum Beruf der 
Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, im Falle Estlands vor dem 20. August 1991, im Falle Lettlands vor dem 
21. August 1991, im Falle Litauens vor dem 11. März 1990 begonnen wurde, oder 

3. der vom früheren Jugoslawien verliehen wurde und die Aufnahme des Berufs der 
Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, gestattet oder aus dem hervorgeht, dass die Ausbildung zum Beruf der 
Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, im Falle Sloweniens vor dem 25. Juni 1991 begonnen wurde, 

ist die Erlaubnis zu erteilen, wenn die zuständigen Behörden der jeweiligen Mitgliedstaa-
ten bescheinigen, dass dieser Ausbildungsnachweis hinsichtlich der Aufnahme und Aus-
übung des Berufs der Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine 
Pflege verantwortlich sind, in ihrem Hoheitsgebiet die gleiche Gültigkeit hat wie der von 
ihnen verliehene Ausbildungsnachweis und eine von den gleichen Behörden ausgestellte 
Bescheinigung darüber vorgelegt wird, dass die betreffende Person in den fünf Jahren vor 
Ausstellung der Bescheinigung mindestens drei Jahre ununterbrochen tatsächlich und 
rechtmäßig die Tätigkeit der Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die all-
gemeine Pflege verantwortlich sind, in ihrem Hoheitsgebiet ausgeübt hat. Die Tätigkeit 
muss die volle Verantwortung für die Planung, die Organisation und die Ausführung der 
Krankenpflege des Patienten umfasst haben. 

(2) Antragstellende Personen, die die Voraussetzungen nach § 2 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 4 erfüllen und die eine Erlaubnis nach § 1 auf Grund der Vorlage eines Ausbil-
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dungsnachweises beantragen, der in Polen für Krankenschwestern und Krankenpfleger 
verliehen worden ist, deren Ausbildung vor dem 1. Mai 2004 abgeschlossen wurde und 
den Mindestanforderungen an die Berufsausbildung gemäß Artikel 31 der Richtlinie 
2005/36/EG nicht genügte, ist die Erlaubnis zu erteilen, wenn ihm ein Bakkalaureat-
Diplom beigefügt ist, das auf der Grundlage eines Aufstiegsfortbildungsprogramms erwor-
ben wurde, das in einem der in Artikel 33 Absatz 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe i oder 
Doppelbuchstabe ii der Richtlinie 2005/36/EG in der jeweils geltenden Fassung genann-
ten Gesetz enthalten ist. 

(3) Antragstellende Personen, die die Erlaubnis nach § 1 auf Grund einer in Rumä-
nien abgeleisteten Ausbildung im Beruf der Krankenschwester oder des Krankenpflegers, 
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, beantragen, die die den Mindestanforde-
rungen an die Berufsausbildung des Artikels 31 der Richtlinie 2005/36/EG in der jeweils 
geltenden Fassung nicht genügt, erhalten die Erlaubnis, wenn sie über ein 

1. ‚Certificat de competenţe profesionale de asistent medical generalist‛ mit einer post-
sekundären Ausbildung an einer ‚şcoală postliceală‛, dem eine Bescheinigung beige-
fügt ist, dass die Ausbildung vor dem 1. Januar 2007 begonnen wurde, 

2. ‚Diplomă des absolvire des asistent medical generalist‛ mit einer Hochschulausbil-
dung von kurzer Dauer, dem eine Bescheinigung beigefügt ist, dass die Ausbildung 
vor dem 1. Oktober 2003 begonnen wurde, oder  

3. ‚Diplomă de licenţă de asistent medical generalist‛ mit einer Hochschulausbildung von 
langer Dauer, dem eine Bescheinigung beigefügt ist, dass die Ausbildung vor dem 1. 
Oktober 2003 begonnen wurde, 

verfügen, dem eine Bescheinigung beigefügt ist, aus der hervorgeht, dass die antragstel-
lenden Personen während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung min-
destens drei Jahre lang den Beruf der Krankenschwester und des Krankenpflegers, die 
für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, in Rumänien ununterbrochen tatsächlich 
und rechtmäßig ausgeübt haben und sie die Voraussetzungen nach § 2 Nummer 2 bis 4 
erfüllen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Antragstellende Personen, die nicht unter die Absätze 1 bis 4 fallen, die Voraus-
setzungen nach § 2 Nummer 2 bis 4 erfüllen und eine Erlaubnis nach § 1 auf Grund der 
Vorlage eines vor dem nach § 2 Absatz 4 oder Satz 2 in Verbindung mit der Anlage zu 
diesem Gesetz genannten Stichtag ausgestellten Ausbildungsnachweises eines der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Union beantragen, ist die Erlaubnis zu erteilen, 
auch wenn dieser Ausbildungsnachweis nicht alle Anforderungen an die Ausbildung nach 
Artikel 31 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt, sofern dem Antrag eine Bescheinigung dar-
über beigefügt ist, dass der Inhaber während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der 
Bescheinigung mindestens drei Jahre lang ununterbrochen tatsächlich und rechtmäßig 
den Beruf der Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege 
verantwortlich sind, ausgeübt hat. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Bei Antragstellenden Personen, für die einer der Absätze 1 bis 5 gilt und die die 
dort genannten Voraussetzungen mit Ausnahme der geforderten Dauer der Berufserfah-
rung erfüllen, wird das Anerkennungsverfahren nach § 38 Absatz 2 durchgeführt. 



 - 28 - Bearbeitungsstand: 01.06.2015  11:58 Uhr 

A b s c h n i t t  2  [ B e d a r f  w e i t e r e r  Ü b e r p r ü f u n g ]  

E r b r i n g e n  v o n  D i e n s t l e i s t u n g e n  

§ 40 

Dienstleistungserbringende Personen 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes, 
die zur Ausübung des Berufs der Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die für die 
allgemeine Pflege verantwortlich sind, in einem anderen Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes auf Grund einer nach deutschen Rechtsvorschriften abgeschlossenen 
Ausbildung oder auf Grund eines den Anforderungen des § 38 Absatz 1 entsprechenden 
Ausbildungsnachweises berechtigt sind und 

1. die in einem Mitgliedstaat rechtmäßig niedergelassen sind oder, 

2. wenn der Beruf der Pflegefachfrau oder des Pflegefachmanns oder die Ausbildung zu 
diesem Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat nicht reglementiert ist, diesen Beruf 
während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr im Niederlassungsmit-
gliedstaat rechtmäßig ausgeübt haben, 

dürfen als dienstleistungserbringende Personen im Sinne des Artikels 57 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorübergehend und gelegentlich ihren Be-
ruf im Geltungsbereich dieses Gesetzes ausüben. Sie führen die Berufsbezeichnung nach 
§ 1 ohne Erlaubnis. 

(2) Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Dienstleistungserbringung 
wird im Einzelfall beurteilt. In die Beurteilung sind Dauer, Häufigkeit, regelmäßige Wieder-
kehr und Kontinuität der Dienstleistung einzubeziehen. 

(3) Die Berechtigung nach Absatz 1 besteht nicht, wenn die Voraussetzungen für ei-
ne Rücknahme oder einen Widerruf, die sich auf die Tatbestände nach § 2 Nummer 2 
oder Nummer 3 beziehen, zwar vorliegen, die Rücknahme oder der Widerruf jedoch nicht 
vollzogen werden kann, da die betroffene Person keine deutsche Berufserlaubnis besitzt. 

(4)  Absätze 1 bis 3 sowie §§ 41 bis 45 gelten entsprechend für Drittstaaten und 
Drittstaatsangehörige, soweit sich hinsichtlich der Anerkennung von Ausbildungsnachwei-
sen nach dem Recht der Europäischen Union eine Gleichstellung ergibt. 

§ 41 

Rechte und Pflichten 

Dienstleistungserbringende Personen haben beim Erbringen der Dienstleistung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes die gleichen Rechte und Pflichten wie Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1.  
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§ 42 

Meldung der dienstleistungserbringenden Person an die zuständige Behörde 

(1) Wer beabsichtigt, im Sinne des § 40 Absatz 1 Dienstleistungen zu erbringen, hat 
dies der zuständigen Behörde vorher schriftlich zu melden. Die Meldung ist einmal jährlich 
zu erneuern, wenn die dienstleistungserbringende Person beabsichtigt, während des be-
treffenden Jahres vorübergehend und gelegentlich Dienstleistungen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zu erbringen. 

(2) Bei der erstmaligen Meldung oder bei wesentlichen Änderungen hat die dienst-
leistungserbringende Person  

1. einen Staatsangehörigkeitsnachweis,  

2. einen Berufsqualifikationsnachweis und 

3. eine Bescheinigung über die rechtmäßige Niederlassung in einem anderen Mitglied-
staat als Krankenschwester oder als Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege 
verantwortlich sind; dabei darf der dienstleistungserbringenden Person die Ausübung 
dieser Tätigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vo-
rübergehend, untersagt sein. 

Zudem muss die dienstleistungserbringende Person eine Erklärung vorlegen, wonach sie über 
die zur Erbringung der Dienstleistung erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache 
verfügt. 

 

§ 43 

Prüfen der Angaben durch die zuständige Behörde 

(1) Die zuständige Behörde prüft im Fall der erstmaligen Dienstleistungserbringung 
den nach § 42 Absatz 2 Satz 1 vorgelegten Berufsqualifikationsnachweis. 

(2) § 38 Absatz 1 Nummer 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass für wesentli-
che Unterschiede zwischen der beruflichen Qualifikation der dienstleistungserbringenden 
Person und der nach diesem Gesetz und der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung ge-
forderten Ausbildung Ausgleichsmaßnahmen nur gefordert werden dürfen, wenn die Un-
terschiede so groß sind, dass ohne den Ausgleich der fehlenden Kenntnisse und Fähig-
keiten die öffentliche Gesundheit gefährdet wäre. 

(3) Soweit dies für die Beurteilung der Frage, ob wesentliche Unterschiede vorliegen, 
erforderlich ist, kann die zuständige Behörde bei der zuständigen Behörde des Niederlas-
sungsmitgliedstaats Informationen über die Ausbildungsgänge des Dienstleisters anfor-
dern. Der Ausgleich der fehlenden Kenntnisse und Fähigkeiten erfolgt durch eine Eig-
nungsprüfung. 

§ 44 

Bescheinigungen der zuständigen Behörde 

Einer oder einem Staatsangehörigen eines Vertragsstaates des Europäischen Wirt-
schaftsraumes, die oder der im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Beruf der Pflegefach-
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frau oder des Pflegefachmanns auf Grund einer Erlaubnis nach § 1 ausübt, ist auf Antrag für 
Zwecke der Dienstleistungserbringung in einem anderen Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes eine Bescheinigung darüber auszustellen, dass sie oder er 

1. als Pflegerin oder Pfleger rechtmäßig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Aus-
übung des Berufs nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist, 

2. über die zur Ausübung der jeweiligen Tätigkeit erforderliche berufliche Qualifikation 
verfügt. 

 

§ 45 

Verwaltungszusammenarbeit bei Dienstleistungserbringung 

(1) Wird gegen die Pflichten nach § 41 verstoßen, so hat die zuständige Behörde 
unverzüglich die zuständige Behörde des Niederlassungsmitgliedstaats dieser dienstleis-
tungserbringenden Person hierüber zu unterrichten. 

(2) Im Falle von berechtigten Zweifeln sind die zuständigen Behörden berechtigt, für 
jede Dienstleistungserbringung von den zuständigen Behörden des Niederlassungsmit-
gliedstaats Informationen über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung sowie darüber an-
zufordern, ob berufsbezogene disziplinarische oder strafrechtliche Sanktionen vorliegen. 

(3) Auf Anforderung der zuständigen Behörden eines Vertragsstaates des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes haben die zuständigen Behörden in Deutschland nach Artikel 
56 der Richtlinie 2005/36/EG der anfordernden Behörde Folgendes zu übermitteln: 

1. alle Informationen über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung und die gute Führung 
der dienstleistungserbringenden Person sowie 

2. Informationen darüber, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrecht-
lichen Sanktionen vorliegen. 

A b s c h n i t t  3  [ B e d a r f  w e i t e r e r  Ü b e r p r ü f u n g ]  

A u f g a b e n  u n d  Z u s t ä n d i g k e i t e n  

§ 46 

Zuständige Behörden 

Die Länder bestimmen die zur Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 

§ 47 

Unterrichtungspflichten 

(1) Die zuständigen Behörden des Landes, in dem der Beruf der Pflegerin oder des 
Pflegers ausgeübt wird oder zuletzt ausgeübt worden ist, unterrichten die zuständigen 
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats über das Vorliegen strafrechtlicher Sanktionen, 
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über die Rücknahme, den Widerruf und die Anordnung des Ruhens der Erlaubnis, über 
die Untersagung der Ausübung der Tätigkeit und über Tatsachen, die eine dieser Sankti-
onen oder Maßnahmen rechtfertigen würden; dabei sind die Vorschriften zum Schutz per-
sonenbezogener Daten einzuhalten.  

(2) Erhalten die zuständigen Behörden der Länder Auskünfte von den zuständigen 
Behörden der Aufnahmemitgliedstaaten, die sich auf die Ausübung des Berufs der Pflege-
rin oder des Pflegers auswirken könnten, so prüfen sie die Richtigkeit der Sachverhalte, 
befinden über Art und Umfang der durchzuführenden Prüfungen und unterrichten den 
Aufnahmemitgliedstaat über die Konsequenzen, die aus den übermittelten Auskünften zu 
ziehen sind. 

(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium für Gesundheit benennen nach Mitteilung der Länder gemeinsam die Be-
hörden und Stellen, die für die Ausstellung oder Entgegennahme der in der Richtlinie 
2005/36/EG genannten Ausbildungsnachweise und sonstigen Unterlagen oder Informati-
onen zuständig sind, sowie die Behörden und Stellen, die die Anträge annehmen und 
Entscheidungen treffen können, die im Zusammenhang mit dieser Richtlinie stehen. Sie 
unterrichten die anderen Mitgliedstaaten und die Europäische Kommission unverzüglich 
über die Benennung. 

(4) Die für die Entscheidungen nach diesem Gesetz zuständigen Behörden und Stel-
len übermitteln dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und 
dem Bundesministerium für Gesundheit statistische Aufstellungen über die getroffenen 
Entscheidungen, die die Europäische Kommission für den nach Artikel 60 Absatz 1 der 
Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen Bericht benötigt, zur Weiterleitung an die Kommissi-
on. 

§ 48 

Vorwarnmechanismus 

[Wird noch ergänzt. Eine entsprechende Regelung wird Gegenstand der übrigen Berufsgeset-
ze des Bundes im Rahmen der Umsetzung der novellierten Berufsanerkennungsrichtlinie sein. 
Der entsprechende Referentenentwurf wird in Kürze in das Abstimmungsverfahren gehen.] 

§ 49 

Weitere Aufgaben der jeweils zuständigen Behörden 

(1) Die Entscheidung, ob die Erlaubnis erteilt wird, die Berufsbezeichnung nach § 1 
zu führen, trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem die antragstellende Person 
die Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen über den Zugang zur Ausbildung nach § 11, die Anrechnung 
gleichwertiger Ausbildungen und die Anrechnung von Fehlzeiten trifft die zuständige Be-
hörde des Landes, in dem die Ausbildung durchgeführt wird oder dem Antrag entspre-
chend durchgeführt werden soll. 

(3) Die Meldung der dienstleistungserbringenden Person nach § 42 nimmt die zu-
ständige Behörde des Landes entgegen, in dem die Dienstleistung erbracht werden soll 
oder erbracht worden ist. Sie fordert die Informationen nach § 42 Absatz 2 an. 

(4) Die Informationen nach § 45 Absatz 3 werden durch die zuständige Behörde des 
Landes übermittelt, in dem der Beruf der Pflegefachfrau oder des Pflegefachmanns aus-
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geübt wird oder zuletzt ausgeübt worden ist. Die Unterrichtung des Herkunftsmitglied-
staats gemäß § 45 Absatz 1 erfolgt durch die zuständige Behörde des Landes, in dem die 
Dienstleistung erbracht wird oder erbracht worden ist. 

(5) Die Bescheinigungen nach § 42 Absatz 2 Nummer 3 stellt die zuständige Behör-
de des Landes aus, in dem die antragstellende Person den Beruf der Pflegefachfrau oder 
des Pflegefachmanns ausübt. 

A b s c h n i t t  4  

F a c h k o m m i s s i o n  

§ 50 

Fachkommission 

(1) Zur Erarbeitung eines Rahmenlehrplans und eines Rahmenausbildungsplans und 
zur Wahrnehmung der weiteren ihr nach diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben wird 
eine Fachkommission eingerichtet. 

(2) Die Fachkommission wird vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend und vom Bundesministerium für Gesundheit berufen und für die Dauer von 
jeweils fünf Jahren eingesetzt.  

(3) Die Fachkommission erhält eine Geschäftsstelle. Diese wirkt bei den Aufgaben 
nach Absatz 1 nach Weisung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend und des Bundesministeriums für Gesundheit  mit. 

§ 51 

Rahmenlehrplan und Rahmenausbildungsplan 

(1) Die Rahmenpläne der Fachkommission haben empfehlende Wirkung und sollen 
kontinuierlich, mindestens jedoch alle fünf Jahre durch die Fachkommission auf ihre Aktu-
alität überprüft und gegebenenfalls angepasst werden. 

(2) Die Rahmenpläne der Fachkommission sind dem Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium für Gesundheit vorzulegen 
und von diesen zu genehmigen. 

A b s c h n i t t  5  

V e r o r d n u n g s e r m ä c h t i g u n g  

§ 52 

Verordnungsermächtigung 

(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium für Gesundheit werden ermächtigt, gemeinsam und im Benehmen mit 
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dem Bundesministerium für Bildung und Forschung durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsverordnung   

1. die Mindestanforderungen an die Ausbildung nach Teil 2 und 3,  

2. das Nähere über die staatliche Prüfung, die Urkunde für die Erlaubnis nach § 1,  

3. das Nähere über die Kooperationsvereinbarungen nach § 6 Absatz 4 

4. und zur Errichtung, Zusammensetzung und Konkretisierung der Aufgaben der Fach-
kommission nach § 50.  

zu regeln. 

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist für Inhaberinnen und Inhaber von 
Ausbildungsnachweisen, die eine Erlaubnis nach § 2 in Verbindung mit § 37 oder 38 be-
antragen, Folgendes zu regeln: 

1. das Verfahren bei der Prüfung der Voraussetzungen des § 2 Nummer 2 und 3, insbe-
sondere die Vorlage der von der antragstellenden Person vorzulegenden Nachweise 
und die Ermittlung durch die zuständige Behörde entsprechend Artikel 50 Absatz 1 
bis 3 in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG, 

2. die Pflicht von Inhaberinnen und Inhabern von Ausbildungsnachweisen, nach Maß-
gabe des Artikels 52 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG die Berufsbezeichnung des 
Aufnahmemitgliedstaats zu führen und deren etwaige Abkürzung zu verwenden, 

3. die Fristen für die Erteilung der Erlaubnis, 

4. das Verfahren über die Voraussetzungen zur Dienstleistungserbringung gemäß §§ 40 
bis 45, 

5. die Regelungen zur Durchführung und zum Inhalt der Anpassungsmaßnahmen. 

6. die Regelungen zur Ausstellung eines europäischen Berufsausweises. 

(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium für Gesundheit werden ermächtigt, gemeinsam durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen über 

1. die nähere Bestimmung der Ausbildungskosten nach § 26, 

2. das Verfahren zur Vereinbarung des Ausbildungsbudgets nach § 28 einschließlich 
der Vereinbarung von Pauschalen nach § 28 Absatz 4, 

3. die Aufbringung des Finanzierungsbedarfs sowie der Zahlverfahren nach § 30 Absät-
ze 2 bis 7, 

4. die Erbringung der Ausgleichszuweisungen nach § 31 Absatz 1 ,die Verrechnung 
nach § 31 Absatz 3 die Abrechnung, Zurückzahlung und nachträgliche Berücksichti-
gung nach § 31 Absätze 4 und 5, sowie der Besonderheiten bei vereinbarten Pau-
schalen nach § 31 Absatz 6, 

5. die Rechnungslegung der zuständigen Stelle nach § 32 

einschließlich der erforderlichen Vorgaben zur Datenübermittlung und zum Datenschutz.  
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(4) Der Spitzenverband Bund der Kranken- und Pflegekassen, der Verband der pri-
vaten Krankenversicherung, die Vereinigungen der Träger der Pflegeeinrichtungen auf 
Bundesebene und die Deutschen Krankenhausgesellschaft vereinbaren bis zum [……] im 
Benehmen mit den Ländern Vorschläge für die Regelungsinhalte nach Absatz 3 Num-
mern 1 bis 5. 

(5) Abweichungen durch Landesrecht von den Regelungen des Verwaltungsverfah-
rens in der auf Grundlage der Absätze 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung sind ausge-
schlossen. 

A b s c h n i t t  6  

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n  

§ 53 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer  

1. ohne Erlaubnis die Berufsbezeichnung nach § 1 führt oder 

2. die Berufsbezeichnungen nach § 40 Absätze 1 bis 4 führt, ohne die dort genannten 
Voraussetzungen zu erfüllen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu dreitausend Euro geahn-
det werden. 

A b s c h n i t t  7  

A n w e n d u n g s -  u n d  Ü b e r g a n g s v o r s c h r i f -
t e n [ Ü b e r g a n g s v o r s c h r i f t e n  w e r d e n  i m  l a u f e n d e n  V e r -

f a h r e n  ü b e r a r b e i t e t ]  

§ 54 

Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes 

Für die Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann findet das Berufs-
bildungsgesetz keine Anwendung. 

§ 55 

Fortgeltung der Berufsbezeichnung, Anspruch auf Umschreibung 

(1) Eine Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung nach dem Krankenpflegege-
setz vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), das zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1301) geändert worden ist oder nach dem Altenpflegegesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), das zuletzt 
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durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. März 2013 (BGBl. I S. 446) geändert worden ist, 
bleibt durch dieses Gesetz unberührt.  

(2) Personen, die eine Erlaubnis zum Führen einer Berufsbezeichnung nach den in 
Absatz 1 genannten Gesetzen besitzen, haben auf Antrag Anspruch auf Erteilung einer 
Erlaubnis nach § 1 Satz 1. 

§ 56 

Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen 

(1) Schulen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des § 4 Absätze 2 und 
3 des Krankenpflegegesetz vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), das zuletzt durch Artikel 
5 der Verordnung vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1301) geändert worden ist, staatlich aner-
kannt worden sind, gelten weiterhin als staatlich anerkannt nach § 6 Absatz 2, wenn die 
Anerkennung nicht nach Maßgabe des Absatz 3 zurückgenommen wird. 

(2) Altenpflegeschulen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 5 Altenpflege-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. März 2013 (BGBl. I S. 446) geändert worden 
ist, staatlich anerkannt worden sind, gelten weiterhin als staatlich anerkannt nach § 6 Ab-
satz 2, wenn die Anerkennung nicht nach Maßgabe des Absatz 3 zurückgenommen wird.  

(3) Staatliche Anerkennungen von Schulen nach Absatz 1 oder Altenpflegeschulen 
nach Absatz 2 sind zurückzunehmen, falls das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 9 
Absatz 1 Nummer 1 nicht innerhalb von fünf und nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 nicht in-
nerhalb von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nachgewiesen wird.  

(4) Die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Nummer 1 und 2 gelten als erfüllt, wenn 
als Schulleitung oder Lehrkräfte Personen eingesetzt werden, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes 

1. eine staatlich anerkannte Kranken- oder eine Altenpflegeschule leiten, 

2. als Lehrkräfte an einer staatlich anerkannten Kranken- oder an einer Altenpflegeschu-
le unterrichten, 

3. über die Qualifikation zur Leitung oder zur Tätigkeit als Lehrkraft an einer staatlich 
anerkannten Kranken- oder an einer Altenpflegeschule verfügen oder 

4. an einer Weiterbildung zur Leitung einer staatlich anerkannten Kranken- oder einer 
Altenpflegeschule oder Lehrkraft teilnehmen und diese innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes abschließen. 

§ 57 

Übergangsvorschriften für begonnene Ausbildungen nach dem Krankenpflege- o-
der Altenpflegegesetz 

(1) Eine Ausbildung  

1. zur Gesundheits- und Krankenpflegerin oder zum Gesundheits- und Krankenpfleger 
oder 
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2. zur Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder zum Gesundheits- und Kinder-
krankenpfleger,  

die vor Außerkrafttreten des Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), 
das zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1301) geändert 
worden ist, begonnen worden ist, wird nach des Vorschriften des Krankenpflegegesetzes 
abgeschlossen. Nach Abschluss der Ausbildung erhält die antragstellende Person, wenn 
die Voraussetzungen des § 2 Absatz Nummer 2 bis 4 vorliegen, die Erlaubnis, die Berufs-
bezeichnung "Gesundheits- und Krankenpflegerin" oder "Gesundheits- und Krankenpfle-
ger" oder die Bezeichnung "Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin" oder "Gesund-
heits- und Kinderkrankenpfleger" zu führen. 

(2) Eine Ausbildung zur Altenpflegerin  oder zum Altenpfleger nach dem Altenpfle-
gegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. März 2013 (BGBl. I S. 446) geändert 
worden ist, begonnen worden ist, wird nach den Vorschriften des Altenpflegegesetzes 
abgeschlossen. Nach Abschluss der Ausbildung erhält die antragstellende Person, wenn 
die Voraussetzungen des § 2 Absatz Nummer 2 bis 4 vorliegen, die Erlaubnis, die Berufs-
bezeichnung „Altenpflegerin“ oder „Altenpfleger“ zu führen. 
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§ 58 

Kooperationen von Hochschulen und Pflegeschulen 

Bestehende Kooperationen von Hochschulen mit Schulen auf der Grundlage von § 4 
Absatz 6 Krankenpflegegesetz oder mit Altenpflegeschulen auf der Grundlage von § 4 
Absatz 6 Altenpflegegesetz können auf Antrag zur Durchführung der Ausbildung nach Teil 
3  bis [Jahre] nach Inkrafttreten dieses Gesetzes fortgeführt werden. Kooperiert die Hoch-
schulen bei den Lehrveranstaltungen mit einer Schule nach Satz 1, stellt sie sicher, dass 
die Ausbildungsziele erreicht werden. Eine Kooperation kann nur erfolgen, wenn der An-
teil der Lehrveranstaltungen an der Hochschule deutlich überwiegt. Die Schule nach Satz 
1 kann die Praxisbegleitung anteilig übernehmen. 

 

Anlage 1 
zu § … (Übersicht zu Berufsbezeichnungen) 

[Überschrift Anlage] 

[…]



 - 38 - Bearbeitungsstand: 01.06.2015  11:58 Uhr 

 


	Abschnitt 2
	§ 4


